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542.

(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR ÖFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND
VERKEHR DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM MINISTER FÜR
VERKEHR DES VEREINIGTEN KÖNIG-
REICHES NACH Rn. 2010 DES ADR
ÜBER DIE BEFÖRDERUNG VON PERES-
SIGSÄURE MIT HÖCHSTENS 40% PER-
ESSIGSÄURE IN KOMBINATIONSVER-

PACKUNGEN (KUNSTSTOFF)

(1) Abweichend von den Vorschriften der Rn.
2550 und 2551 der Anlage A des ADR darf
Peressigsäure, stabilisiert, mit
— höchstens 40% Peressigsäure,
— höchstens 6% Wasserstoffperoxid,
— 5 bis 20% Wasser,
— 35 bis 75% Essigsäure,
— höchstens 1% Schwefelsäure
und einem Stabilisator

als Stoff der Klasse 5.2, Ziffer 35, im internationalen
Straßenverkehr unter folgenden Bedingungen be-
fördert werden:

1. Verpackung

1.1 Der Stoff ist in Mengen bis zu höchstens 25 kg
in Kombinationsverpackungen (Kunststoff) des
Typs 6HG2 — Kunststoffgefäße mit einer
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Schutzverpackung aus Pappe in Kistenform —
gemäß Anhang A.5 zu verpacken.

1.2 Die Kunststoffgefäße müssen mit einem plom-
bierfähigen Spezialverschluß aus geeignetem
Kunststoff versehen sein, der oben eine
Öffnung aufweist, die den Ausgleich zwischen
dem inneren und dem atmosphärischen Druck
gestattet und unter allen Umständen — auch bei
einer Ausdehnung der Flüssigkeit infolge
Erwärmung — das Austreten von Flüssigkeit
verhindert, ohne daß Verunreinigungen in das
Gefäß gelangen können.

1.3 Die Kombinationsverpackungen müssen mit
einem Sonnenschutz versehen sein.

2. Baumusterprüfung

2.1 Die Eignung der Verpackung muß durch eine
Baumusterprüfung bei einer im Versandland
behördlich anerkannten Prüfanstalt/Prüfstelle
gemäß den Vorschriften des Anhangs A.5 zum
ADR nachgewiesen sein.

2.2 Es sind die Bedingungen für Stoffe der
Verpackungsgruppe I anzuwenden.

2.3 Die Fallprüfung ist mit 5 Prüfmustern je Bauart
durchzuführen.

Je ein Fallversuch ist wie folgt vorzuschreiben:
— 1. Fallversuch: flach auf den Boden;
— 2. Fallversuch: flach auf den Oberteil;
— 3. Fallversuch: flach auf eine Längsseite;
— 4. Fallversuch: flach auf eine Querseite;
— 5. Fallversuch: auf eine Ecke.

3. Zulassung und Kennzeichnung

3.1 Die Bauart der Verpackung muß gemäß den
vorgenannten Vorschriften zugelassen sein.

3.2 Jede auf Grund der zugelassenen Bauart
hergestellte Verpackung muß gemäß den
vorgenannten Vorschriften gekennzeichnet
sein.

3.3 Prüfung der thermischen Stabilität

Die Stoffe müssen eine thermische Stabilität bei
50 °C (SADT von mindestens 55 °C) durch
eine Prüfung nach Kapitel II der UN-Empfeh-
lungen (in der Ausgabe ST/SG/AG.10/11)
nachgewiesen haben.

4. Sonstige Vorschriften

4.1 Jedes Versandstück ist zusätzlich mit einem
Gefahrzettel nach Muster 8 zu kennzeichnen.

4.2 Die sonstigen für Stoffe der Rn. 2551, Ziffer 35,
geltenden Vorschriften des ADR sind entspre-
chend anzuwenden.
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4.3 Die Beförderung der Versandstücke ist nur in
gedeckten oder bedeckten Fahrzeugen zugelas-
sen.

(2) Im Beförderungspapier hat der. Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 2010 des ADR."

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Republik Österreich und dem Vereinigten König-
reich bis auf Widerruf durch eine der Vertragspar-
teien.

Wien, den 19. Juni 1989

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

London, den 6. September 1989

Die für das ADR zuständige Behörde des
Vereinigten Königreiches:

L. Grainger

Vranitzky

543.

(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

zwischen dem Verkehrsminister des König-
reiches Belgien und dem Bundesminister für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Repu-
blik Österreich nach Rn. 2010 und 10 602 des
ADR über die Freistellung von Zinkstaub und
Zinkpulver von den Beförderungsvorschriften

des ADR

(1) Abweichend von den Vorschriften des
Rn. 2430 und 2431 sowie der Rn. 2470 und 2471 der
Anlage A des ADR finden auf Zinkstaub und
Zinkpulver der Klasse 4.2, Rn. 2431, Ziffer 6 a)
sowie Staub, Pulver und feine Späne von Zink der
Klasse 4.3, Rn. 2471, Ziffer 1 d), die Vorschriften
der Anlagen A und B des ADR unter folgenden
Bedingungen keine Anwendung.

(2) Die Stoffe müssen nach den von den
Vereinten Nationen verabschiedeten Empfehlungen
für Prüfverfahren und Einstufungskriterien —
Kapitel 14, Absätze 14.3 und 14.4 der UN-Empfeh-
lungen über die Beförderung gefährlicher Güter —
geprüft sein und dürfen anhand der Prüfergebnisse
keine Einstufung als sehr, mittel oder schwach
gefährlicher Stoff (Verpackungsgruppen I, II oder
III) erfordern.



3670 225. Stück — Ausgegeben am 23. November 1989 — Nr. 544

(3) Der Absender hat im Beförderungspapier
zusätzlich zu den üblichen Angaben zu vermerken:
„Beförderung vereinbart gemäß Rn. 2010 und
10 602 des ADR."

(4) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Republik Österreich und Belgien bis auf Widerruf
durch eine der Vertragsparteien.

Brüssel, den 31.7. 1989

Die für das ADR zuständige Behörde Belgiens:
J. Denis

Wien, den 31. 10. 1989

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Vranitzky

544.

Notenwechsel betreffend Ergänzung des Abkommens zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Republik Singapur über den Fluglinienverkehr zwischen

ihren Hoheitsgebieten und darüber hinaus

(Übersetzung)

Bundesministerium für
auswärtige Angelegenheiten
GZ 185.53.3/19-III.7/89

Singapur, am 12. Oktober 1989

Sehr geehrte gnädige Frau!

Ich beehre mich vorzuschlagen, das Luftverkehrs-
abkommen zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Republik
Singapur, unterzeichnet in Singapur am 8. August
1978 *) und abgeändert durch den Notenwechsel
vom 27. Mai 1985 **) wie folgt abzuändern:

Artikel 3, Absatz 1 wird durch folgenden Text
ersetzt:

„1. Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
dem anderen Vertragschließenden Teil ein oder
mehrere Fluglinienunternehmen für den Betrieb der
vereinbarten Fluglinien auf den festgelegten Flug-
strecken schriftlich namhaft zu machen."

Folglich ist der Begriff „Fluglinienunternehmen"
im Abkommen als Mehrzahl zu verstehen, wenn
dies der Zusammenhang erfordert.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 504/1978
•*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 308/1985
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Im Hinblick auf die einschlägigen Empfehlungen
der Internationalen Zivilluftfahrtbehörde (ICAO)
beehre ich mich weiters, die Aufnahme eines neuen
Artikels 7 a über die Sicherheit der Zivilluftfahrt
nach Artikel 7 vorzuschlagen:

„Artikel 7 a
Sicherheit der Zivilluftfahrt

(1) Im Einklang mit ihren völkerrechtlichen
Rechten und Pflichten bekräftigen die Vertrag-
schließenden Parteien ihre gegenseitige Verpflich-
tung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor wider-
rechtlichen Eingriffen zu schützen. Ohne die
Allgemeinheit ihrer völkerrechtlichen Rechte und
Pflichten zu beschränken, handeln die Vertrag-
schließenden Parteien insbesondere in Übereinstim-
mung mit den Bestimmungen des am 14. September
1963 in Tokio unterzeichneten Abkommens über
strafbare und bestimmte andere an Bord von
Luftfahrzeugen begangene Handlungen, des am
16. Dezember 1970 in Den Haag unterzeichneten
Übereinkommens zur Bekämpfung der widerrecht-
lichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, des am
23. September 1971 in Montreal unterzeichneten
Übereinkommens zur Bekämpfung widerrechtlicher
Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt
oder jedes anderen Übereinkommens über die
Sicherheit der Luftfahrt, welchem sie noch beitreten.

(2) Die Vertragschließenden Parteien gewähren
einander auf Ersuchen jede notwendige Hilfe, um
Handlungen der widerrechtlichen Inbesitznahme
von Zivilluftfahrzeugen und sonstige widerrechtli-
che Handlungen gegen die Sicherheit solcher
Luftfahrzeuge, von deren Fluggästen und Besat-
zungsmitgliedern, von Flughäfen und Luftfahrtein-
richtungen sowie jede sonstige Bedrohung der
Sicherheit der Zivilluftfahrt zu verhindern.

(3) Die Vertragschließenden Parteien handeln in
ihren gegenseitigen Beziehungen in Übereinstim-
mung mit den von der Internationalen Zivilluft-
fahrtorganisation festgelegten und als Anhänge zum
Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt
bezeichneten Sicherheitsbestimmungen für die
Luftfahrt, sofern solche Sicherheitsbestimmungen
auf die Vertragschließenden Parteien anwendbar
sind; sie tragen dafür Sorge, daß die Betreiber von
Luftfahrzeugen, die bei ihnen registriert sind oder
den Hauptgeschäftssitz oder ständigen Wohnsitz in
ihrem Hoheitsgebiet haben, sowie die Betreiber von
Flughäfen in ihrem Hoheitsgebiet in Übereinstim-
mung mit diesen Sicherheitsbestimmungen für die
Luftfahrt handeln.

(4) Beide Vertragschließenden Parteien kommen
überein, daß solche Betreiber von Luftfahrzeugen
angehalten werden können, die von der anderen
Vertragschließenden Partei geforderten, in Absatz 3
dieses Artikels genannten Sicherheitsbestimmungen
für die Luftfahrt für die Einreise in das, die Ausreise
aus dem und das Verweilen in dem Hoheitsgebiet
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dieser anderen Vertragschließenden Partei zu
befolgen. Beide Vertragschließenden Parteien tra-
gen dafür Sorge, daß in ihrem Hoheitsgebiet
geeignete Maßnahmen tatsächlich angewendet
werden, um das Luftfahrzeug zu schützen und die
Fluggäste, die Besatzungsmitglieder, die von ihnen
mitgeführten Gegenstände, das Gepäck, die Fracht
und die Vorräte an Bord sowohl vor dem Einsteigen
und Beladen als auch währenddessen einer Kon-
trolle zu unterziehen. Jede der Vertragschließenden
Parteien hat weiters jedwede Aufforderung der
anderen Vertragschließenden Partei zur Ergreifung
angemessener Sondermaßnahmen zum Schutz vor
einer ganz bestimmten Bedrohung wohlwollend zu
berücksichtigen.

(5) Kommt es zu einem Zwischenfall widerrecht-
licher Inbesitznahme von Zivilluftfahrzeugen oder
sonstiger widerrechtlicher Handlungen gegen die
Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Fluggäste
und Besatzungsmitglieder, von Flughäfen oder
Luftfahrteinrichtungen oder droht ein derartiger
Zwischenfall, so gewähren die Vertragschließenden
Parteien einander Hilfe durch erleichterten Infor-
mationsfluß und sonstige geeignete Maßnahmen
zur schnellen und sicheren Beendigung eines
derartigen Zwischenfalles oder der Gefahr eines
solchen."

Sollte die Regierung der Republik Singapur
diesem Vorschlag zustimmen, beehre ich mich
vorzuschlagen, daß diese Note und Ihre Antwort-
note ein Abkommen zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Republik
Singapur darstellen, mit dem das Luftverkehrsab-
kommen zwischen der Österreichischen Bundesre-
gierung und der Regierung der Republik Singapur,
unterzeichnet in Singapur am 8. August 1978,
abgeändert und ergänzt wird und welches sechzig
(60) Tage nach dem Tag der Durchführung dieses
Notenwechsels in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, gnädige Frau, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung.

Dr. Erich Binder
ao. Ges. u. bev. Min.

Frau Lira Siok Peng
Stellvertretende Direktorin
(Luftverkehr und Telekommunikation)
Ministerium für Verkehr und Information
Singapur

(Übersetzung)

Ministerium für Verkehr und Information
MCI CA 2/1-05 Vol 2
zu GZ 185.53.3/19-III.7/89

Singapur, am 12. Oktober 1989

Herr Gesandter!
Ich beehre mich, den Erhalt Ihrer Note vom

12. Oktober 1989 zu bestätigen, die wie folgt lautet:
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„Ich beehre mich vorzuschlagen, . . . (es folgt der
weitere Text der Übersetzung der Eröffnungsnote
in deutscher Sprache) . . . meiner vorzüglichen
Hochachtung."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß die Regierung
der Republik Singapur dem obigen Vorschlag
zustimmt, sodaß Ihre Note und diese Antwortnote
ein Abkommen zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Republik
Singapur darstellen, mit dem das Luftverkehrsab-
kommen zwischen der Österreichischen Bundesre-
gierung und der Regierung der Republik Singapur,
unterzeichnet in Singapur am 8. August 1978,
abgeändert wird und welches sechzig Tage nach
dem Tag der Durchführung dieses Notenwechsels
in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Herr Gesandter, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung.

Frau Lim Siok Peng
Stellv. Direktorin

(Luftverkehr und Telekommunikation)

Dr: Erich Binder
ao. Ges. u. bev. Min.
Bundesministerium für
auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich
Wien

Der Notenwechsel tritt mit 11. Dezember 1989 in Kraft.

Vranitzky

545.

Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

DRITTES ZUSATZABKOMMEN

ZUM ABKOMMEN VOM 15. NOVEMBER
1967 ZWISCHEN DER REPUBLIK
ÖSTERREICH UND DER SCHWEIZERI-
SCHEN EIDGENOSSENSCHAFT ÜBER

SOZIALE SICHERHEIT

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Schweizerische Bundesrat

sind übereingekommen, das am 15. November 1967
geschlossene Abkommen über Soziale Sicherheit *)
in der Fassung des Ersten Zusatzabkommens vom
17. Mai 1973 **) und des Zweiten Zusatzabkom-
mens vom 30. November 1977 ***) — im folgenden
Abkommen genannt — zu ändern und zu ergänzen,
und haben hiefür zu ihren Bevollmächtigten
ernannt:

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 4/1969
*•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 341/1974

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 448/1979

der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Franz Parak,
außerordentlicher und bevollmächtigter Bot-
schafter der Republik Österreich in der Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft,

der Schweizerische Bundesrat:
Frau Verena Brombacher,
Abteilungschefin im Bundesamt für Sozialversi-
cherung.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten folgendes vereinbart:

Artikel 1

1. a) Artikel 1 Ziffer 4 des Abkommens erhält
folgende Fassung:

„4. „zuständige Behörde"
in bezug auf Österreich
die Bundesminister, die mit der Anwendung
der im Artikel 2 Absatz 1 Ziffer 1 angeführten
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Rechtsvorschriften betraut sind,
in bezug auf die Schweiz
das Bundesamt für Sozialversicherung;"

b) Artikel 1 Ziffer 12 des Abkommens erhält fol-
gende Fassung:

„12. „Familienbeihilfen"
in bezug auf Österreich

die Familienbeihilfe,
in bezug auf die Schweiz

die Familienzulagen."

2. Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens erhält fol-
gende Fassung:

„(1) Dieses Abkommen bezieht sich
1. in Österreich auf die Rechtsvorschriften über

a) die Unfallversicherung;
b) die Pensionsversicherung mit Ausnahme

der Sonderversicherung für das Notariat;
c) die Familienbeihilfe;
d) die Krankenversicherung hinsichtlich der

Artikel 6 bis 10 und 15;

2. in der Schweiz auf die bundesrechtlichen
Rechtsvorschriften über

a) die Versicherung gegen Berufs- und Nichtbe-
rufsunfälle sowie gegen Berufskrankheiten;

b) die Alters- und Hinterlassenenversicherung;
c) die Invalidenversicherung;
d) die Familienzulagen."

3. Die Bestimmung des Artikels 6 des Abkom-
mens erhält die Bezeichnung „(1)" und es wird ein
Absatz 2 mit folgendem Wortlaut angefügt:

„(2) Für die Versicherungspflicht und die Bemes-
sung der Beiträge von Personen, auf die nach
Absatz 1 die Rechtsvorschriften beider Vertrags-
staaten anzuwenden sind, wird nur das im Gebiet
des jeweiligen Vertragsstaates erzielte Einkommen
berücksichtigt."

4. Im Artikel 15 Absatz 1 des Abkommens wird
der Ausdruck „Gebietskrankenkasse für Arbeiter
und Angestellte" durch den Ausdruck „Gebiets-
krankenkasse" ersetzt.

5. a) Artikel 19 Absatz 3 des Abkommens ent-
fällt.

b) Artikel 19 Absatz 5 des Abkommens erhält
folgende Fassung:

„(5) Übersteigt bei Durchführung des Artikels 18
Absatz 4 die Gesamtdauer der nach den Rechtsvor-
schriften beider Vertragsstaaten zu berücksichti-
genden Versicherungszeiten das nach den öster-
reichischen Rechtsvorschriften für die Bemessung
des Steigerungsbetrages festgelegte Höchstausmaß,
so ist die Teilleistung nach dem Verhältnis zu
berechnen, das zwischen der Dauer der nach den
österreichischen Rechtsvorschriften zu berücksich-
tigenden Versicherungszeiten und dem erwähnten
Höchstausmaß von Versicherungsmonaten be-
steht."

c) Nach Artikel 19 Absatz 5 des Abkommens
wird ein Absatz 5 a mit folgendem Wortlaut einge-
fügt:

„(5 a) Für die Bemessung des Hilflosenzuschus-
ses aus der österreichischen Pensionsversicherung
gilt Artikel 18 Absätze 3 und 4; Artikel 21 ist ent-
sprechend anzuwenden."

6. Dem Artikel 24 des Abkommens wird ein
Absatz 3 mit folgendem Wortlaut angefügt:

„(3) Die Hilfsmittel für Altersrentner werden nur
bei Wohnsitz des Berechtigten in der Schweiz
gewährt."

7. Artikel 31 Absatz 1 zweiter Satz des Abkom-
mens entfällt.

8. In der Ziffer 1 des Schlußprotokolls zum
Abkommen wird der Ausdruck „Nichtbetriebsun-
fallversicherung" durch den Ausdruck „Nichtbe-
rufsunfallversicherung" ersetzt.

9. Ziffer 6 Buchstabe b des Schlußprotokolls zum
Abkommen erhält folgende Fassung:

,,b) Die Bestimmung des Absatzes 1 findet auf
den österreichischen Handelsdelegierten und
auf die ihm von der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft zugeteilten fachli-
chen Mitarbeiter sowie auf die von der öster-
reichischen Fremdenverkehrswerbung be-
schäftigten Personen mit der Maßgabe An-
wendung, daß für die Beschäftigung dieser
Personen in der Schweiz die österreichischen
Rechtsvorschriften gelten."

10. Ziffer 7 des Schlußprotokolls zum Abkom-
men erhält folgende Fassung:

„7. Zu Artikel 15 des Abkommens:

Die Absätze 1 bis 5 gelten, soweit es sich um
schulpflichtige Kinder nach Zitier 16 dieses Schluß-
protokolls handelt, ohne Rücksicht auf deren
Staatsangehörigkeit."

11. Ziffer 9 Buchstabe c des Schlußprotokolls
zum Abkommen entfällt.

12. Ziffer 13 Buchstabe a des Schlußprotokolls
zum Abkommen entfällt.

13. a) Zitier 14 Buchstabe b des Schlußprotokolls
zum Abkommen erhält folgende Fassung:

,,b) Scheidet ein Staatsangehöriger eines Ver-
tragsstaates aus der Versicherung bei einer
schweizerischen anerkannten Krankenkasse
aus, so werden bei Selbstversicherung in der
österreichischen gesetzlichen Krankenversi-
cherung für den Beginn dieser Versicherung
und die Erfüllung einer Wartezeit auch die in
der schweizerischen Krankenpflegeversiche-
rung zurückgelegten Versicherungszeiten so
berücksichtigt, als hätte während dieser Zei-
ten Versicherungspflicht in der gesetzlichen
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österreichischen Krankenversicherung be-
standen."

b) Der Ziffer 14 des Schlußprotokolls zum
Abkommen wird ein Buchstabe c mit folgendem
Wortlaut angefügt:

,,c) Die Bestimmungen der Buchstaben a und b
gelten ohne Rücksicht auf die Staatsangehö-
rigkeit der betreffenden Person."

14. Der Ziffer 15 des Schlußprotokolls zum
Abkommen wird folgender Satz angefügt:

„Diese Bestimmung gilt ohne Rücksicht auf die
Staatsangehörigkeit der betreffenden Person."

15. Dem Schlußprotokoll zum Abkommen wird
eine Ziffer 16 mit folgendem Wortlaut angefügt:

„16. Schulpflichtige Kinder, die in Vorarlberg
wohnen und die allgemeine Schulpflicht durch den
Besuch einer in der Schweiz gelegenen und einer
österreichischen Sonderschule entsprechenden Ein-
richtung erfüllen, gelten als Schüler im Sinne der
österreichischen . Rechtsvorschriften über die
Unfallversicherung. Diese Bestimmung gilt ohne
Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit dieser Kin-
der"

Artikel 2

(1) Dieses Zusatzabkommen ist zu ratifizieren.
Die Ratifikationsurkunden sind so bald wie mög-
lich in Wien auszutauschen.

(2) Dieses Zusatzabkommen tritt, soweit im fol-
genden nichts anderes bestimmt wird, am ersten
Tag des dritten Monats nach Ablauf des Monats in
Kraft, in dem die Ratifikationsurkunden ausge-
tauscht werden.

(3) Es treten in Kraft
a) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1979 die

Bestimmung des Artikels 1 Ziffer 6;
b) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1977 die

Bestimmung des Artikels 1 Ziffer 15.

(4) Mit dem Inkrafttreten dieses Zusatzabkom-
mens tritt Artikel 1 Ziffer 7 des Ersten Zusatzab-
kommens vom 17. Mai 1973 zum Abkommen vom
15. November 1967 zwischen der Republik Öster-
reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
außer Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch-
tigten dieses Zusatzabkommen unterzeichnet und
mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Bern, am 14. Dezember 1987,
in zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Franz Parak

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

Verena Brombacher

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 30. Oktober 1989 ausgetauscht; das Zusatzabkommen tritt gemäß seinem Art. 2 Abs. 2
mit 1. Jänner 1990 in Kraft.

Vranitzky
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